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Bereitwilligkeit zn finden, die den Gang der Geschäfte
erleichtern und beschleunigen kann,

Belieben Sie, Ritter, Geiner Catkolischen MHe-
fiât den Ausdruk dieser Gefühle so wie unsere nut-
richtigen Wünsche für das Wohl Ihrer hohen Person
und den Ruhm Ihrer Regierung darznthun.

Gesezgebultg.
Grosser Rath, z. November.

(Fortsetzung.)
Man fahrt mit dem Rapport über das Steuer--

reglcment fort.
7> Art. Diejenigen so durch Krieg in gänzlichen

Mangel und Unvermögen gerathen, sollen unterstüzt
werden.

Cartier findet den Artikel unnöthig, da dem
Direktorium schon ein ähnlicher Beschluß zugeschikt
Worden.

Koch sagt, wir haben schon häufig einzelne Fälle
behandelt, der Beschluß enthält wenig Ntties; ich
glaube aber das Gesez müsse alle Falle enthalten.
Kühn folgt, und bemerkt, es hätte die größte Schwics
rigkeit, wenn man die Verhaltungsregeln so zusams
mensuchen müßte; und vielleicht hielte man die vor
herigen Beschlüsse für aufgehoben, wenn sie hier nicht
vorkämen. Der Artikel wird angenommen.

8. Art. Alle welche nicht in dem vorhergehenden
Art. bezeichnet find, sollen einstweilen abgewiesen werden.

Kühn glaubt, der Art. gehe zuweit, wir sollen
der Mildthätigkeit keine Schranken setzen, und köns
neu nicht alle Falle voraussehen, wo es Pflicht ist die
leidende Menschheit zu unterstützen. Er begehrt daß
der Artikel ausgelassen werde.

Nuce folgr und erzahlt, er habe erst noch vor-
gestern einen Brief von Preux empfangen, der die durch
den Durchmarsch verursachte traurige Lage von zehn
Dorfern schildere, zwei seyen bereit auszuziehen.

Der Artikel wirb durchgestrichen,
Graf begehrt, daß die Kommission über Pulver

und Salpeter in acht Tagen rapportire, lind daß ihr
Graf zngeg ben werde, da ihr einige Glieder fehlen.
Beide Autrage werden angenommen.

Senat, Z. November.
Präsident: Berth ollet.

Ufieri verlaugt nach Verlesung des Verbalpro^
iftscs d.e Verlesung d->r Redaktion der gestern an das
Direktorium befchloßnen Mittheilung des Hallerschen
Blattes.

Crauer wiederholt feine gestrige Behauptung,
daß das Blatt dem Direktorium nichts vom Senat
vssziell mitgetheilt werden könne; es würde dieß ge--
tahrlich seyn wegen der Folgen; der Senat könne'

keinerlei Beschlusse ohne den grossen Rath fasstu t
die Mittheilung könne privatim gemacht werden.
Z asii n erwiedert, eine einfache Ucbcrscndung in dem
Grnn wie sie gestern beschlossen worden, finde wohl
statt; der Scuar habe am z. September das gleiche
in Betreff des IìvK«a«>-»rvur gethan. Crauer be»

steht auf semer Behauptung; wenn man einen Fehs
ier begange» habe so dürfe mau darum nicht den
zweiten lhun; man soll einzig in den gestrigen Vers
balprvzeß setzen: die Mehrheit des Senats habe den
Wunsch geaussert, das Blatt mochte dem Direktorium
mitgetheilt werben.

Luthi v. Sol. will, man soll vor allem aus
abstimmen, ob der Berbalprozcß dem was gestern bes

schlössen worden gemäß sey; hernach möge Crauer
lernen neuen Antrag machen.

Geuharo spricht gegen Crauer; Crauer vers
theidigt seine Meinung neuerdings.

Barras wiederholt Lrtthis Verlangen.
Kubli verlangt, daß an die Stelle einer weirs

läufiger» Phrase in denVerbalprozeß einzig die Worte
emgerutt werden: Der Senat beschließt, das Hallcrs
sehe Blatt solle dem Direktorium mitgetheilt werden.

Muret, um ciue neue Discussion über diesen Ges
genstand zu vermeiden, schlagt vor, die Redaktion
dieses Theils des Protokolls von gestern und der
Mittheilung aus Direktorium soll einer Commission
übergeben werde».

M uller spricht für Kublis Antrag.
Es wird beschlossen, der Verbalprozeß soll auf

diese Art abgefaßt, und ein einfacher Auszug defs
elben die ueberseàng des Blattes ans Direktorium
begleiten.

Zwei Beschlüsse werden zum erstenmal verlesen,
deren wir in der Folge gedenken werden.

Auf Doldcrs Antrag soll die Commission über
die Friedensrichter in 6 Tagen berichten.

Vanina erhalt fur einen Monat Urlaub.

Grosser Math, 4. Nowember.
Präsident: An der werth.

Das Vollziehungsdirektorium übersendet eiste Bots
schaft, die Unruhstifter und aufrührerischen Schriften
betreffend (Wir haben sie bereits abgedrukè S. 66.)

K 0 ch will die Einleitung des gestrigen Beschluss

fts beibehalten, den 1. 2. und Zten Art. der Botschaft
annehmen, und den zten des gestrigen Beschlusses als
4ten beisetzen. Das Wort: öffentliche Oerter, will
er durchstreichen, weil man auch an heimlichen Ders
tern Unruhe stiften könne.

^
Z jmmermann will den gestrigen Beschluß ganz

beibehalten; und nun dem Willen des Direktoriums
gemäß, seine Dauer auf ein Halbjahr bestimmen.

Secretan sagt: Ich begehre, daß derRMH der

dem gestrigen Beschluß bleibe, und die Zeit der Dausr
nicht bestimme. Die Constitution giebt nur dem gr.
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Rathe das Vorschlagsrecht zu den Gesetzen, und ge-
stem beschlossen wir ans guten Gründen, daß kein

Termin bestimmt werden solle. Warum soll man ihn
auf ein Halbjahr setzen, wenn das Geftz nicht so lange
nöthig ist? Warum es dann wiederholen, wenn die'

die Botschaft zeigt uns das Direktorium., wie es die
Gewalt benutzen wolle — das wollen wir jezt aber
gar nicht wissen; wenn es sie nur gut benuzr — der
Beschluß und die Botschaft können aber nicht zusam-

zmen angenommen werden, wie Nuce will.
Umstände es langer erfodern? Ich sehe immer lieber Weber unterstüzt Zimmerman». Es könne dem
ins Grosse; so bald die Noth dieses Geftz nicht mehr Beschluß nichts beigefügt werden, als Beifall über
erheischt, erklären wir, daß das constttutionelle Reich zdie Vorschlage des Direktoriums und Sie Aeitbestim-
wieder herrschen soll. Ich begehre,, daß nun derlmung — Es ist nicht darum zu thun, "Gefahren
gestrige Beschluß bestätigt werde. lvon uns, sondern von der Republik und dem Volke

Je unbeschränkter die Gewalt des Direktoriums, abzuwenden,
seyn wird, desto besser wird sich die Republik befinden.; Nuce sagt: Ich kann unmöglich Zimmermanns
Seht das Beispiel Roms in solchen ausserordentlichen und Webers M ' ' - --
Umstanden; es sezêè Diktatoren. Und wir haben funsàWlgt ihr, daß
Männer, die wir kennen, aus deren Patriotismus und
Klugheit wir uns verlassen dürfen, wir kennen ihre
Geschiklichkeit — Laßt uns mit ihnen sprechen, wie
die Römer mit ihren Diktatoren sprachen,, sagen:
Geht, macht es so gut Ihr kv„nl> und ret-twird die Gewalt nicht mißbrauchen, und sollte es

> - - - ^ - wider unser aller Vermuthen geschehen, würde ich der
erste seyn, dasselbe zu verklagen.

Carrard sagt: Wenn wir nur den Beschluß bei-
behalten, thun wir weniger, als wenn wir Zimmer-
manns Meinung annehmen — Warum wollt ihr diese
revolutionäre Gewalt dem Direktorium langer lassen.

Meinung sey» — Seyd ihr Propheten?
>ß das gerade während sechs Monaten

nöthig ist? Ich glaube, der Senat werde die Sache
erachren wie wir. Das Direktorium soll alles thun,
was nöthig ist; aber die Zeit kann man nicht kustim-
men, wenn mau nicht allwissend ist. Das Direktorium

tet das Vaterland!
Es ist eine delikate Sache — Wir sind noch in

der Revolution. Die neue Verfassung steht noch nicht
fest. Welches sind mun die Gränzen der verschiedenen
Gewalten? Wie sollen sie sich den, Volke zeigen? Ich
sehe nicht gerne, daß der Geftzgeber in die besondern

Umstände eintrete — Er soll nur allgemeine Gesetze als es nöthig ist
machen — Alle Umstandsgefttze sind immer lastig —
Immer wird man sie für revolutionär ansehen — Ganz
anders ist es mit dem Direktorium — Es hat die
wirksamsten Mittel in Händen, wenn alles von der

Heftigkeit zu erwarten ist — Es kann alle Umstände
benutzen — Laßt es frei handeln; die Republik wird
sich besser befinden, als unter Gesetzen, die wir mit
der Zeit zurüknehmen müßten! Ihr versieht mich.
Denkt nicht an jene elende Umständlichkeit, wenn der

Fanakismns über unsern Köpfen schwebt! Laßt uns
uns alle vereinigen, den Geist des Deliberirens ver-
lassen, die Republik schrell organisiren! (Lauter
Beifall!

Nuce schließt zur Beibehaltung des gestrigen Be-
fthlusses, und will zugleich die Botschaft annehmen —
Er wundert sich, daß ein so dringender Beschluß als
der gestrige noch nicht dem Senat überschikt wurde.

Zi m m ermann sagt: Nach Secretans vertrefli-
cher Rede sollte man kein Wort weiter verlieren; und
ich nehme es nur um einen Irrthum zu rügen. Ich
habe gesagt, daß ich wünschte, daß unser Beschluß
auf sechs Monate geftzt würde, wie es das Direkto-
rium will, aus Furcht, daß ihn der Senat ohne diese

Bedingung verwerft. Freilich haben nur wir das
Vorschlagsrecht zu Gesetzen; aber hier ist ein Fall,
drn die Constitution nicht enthält und von einem Ve-
schlug die Rede, der in ruhiger Zeit zurükgenommen
werden muß; also darf das Gcwz nicht unbestimmt
gelassen werden. Ich beharre hierüber auf meiner
Meinung, und stimme sonst ganz Secretan bei. Durch

Ich schlage vor, daß der Be-
schluß alle drei Monat nothwendiger Weise- erneuert
werde» müsse, wenn seine Kraft fortdauern soll.
Zimmermann stimmt diesem Antrag bei, welcher
angenommen wird.

Senat, 4. November.
Keine Sitzung.

Grosser Rath, Z. November. -

Präsident: Anderwerth.
Secretan erstattet einen Bericht im Namen der

Munjcipalitätenkommifflsn, über den von Kühn ge-
machten Vorschlag, nur für einen gewissen Bezirk eine
Municipalität zu errichten.

Diese Maaßregel schien der Commission zwar sehr
gut, um den Lokalitätsgeist zu vertilgen, und eine
gleichmässigere, also bessere Polizei zu erhallen; sie sah
aber mehrere Gründe, die sie überzeugten, daß dieser
Vorschlag in diesem Augenblicke unanwendba? sey.
Die Unruhe, die in jedem noch ungeformten Staate
herrscht; die Furcht vor einer gänzlichen Umwerfung
der öffentlichen Anstalten; die Unmöglichkeit, die vcr-
schiedcnen Interessen zu vereinigen, so lange die Gc-
meindgüter unvecthcilt bleiben; dieß bewog sie, auf
die Vertagung anzutragen — Mit der Zeit, wenn die
Gemeindgütcr getheilt, das Volk durch die Friedens-
richter an solche Bezirke gewohnt seyn wird, möchte
diese Maaßregel vortreflich seyn.

Die Vertagung wird angenommen.
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Der MumzipallMîâpport wird in Berathung

genommen.
- Schlumps sagt: In Hoffnung, man werde

mich berichtigen, lege ich meine Grundsatze hierüber
vor. Wir iollen keine Corporation «nfthn; sàsi ver-
fehlen wir den Zwek der Constitution, und erwecken
Haß her Hintersassen -- Das Eigenthum muß be-
schüzt werden; ich halt« es für heilig-- Es giebt vier
Arte« desselben: das Staatsgut, das allen Bürgern
gehört und. durch die bestimmten Verwaltungen be

sorgt wird; das bestimmte Gemeindgut, es gehört
den Gemeinden wie jenes dem Staat, die Munizipa-
litâten müssen es verwalten; das Gut verschiedener
Geschlechter, die Verwaltung sieht ihnen zu; und
endlich das Privatgut. Die beiden erstem müßten
untheilbar erklärt, und durch bestimmte Verwaltungen
besorgt werden; nur das ist theilbar, was gewissen
Familien gehört, also Corporationsgut ist — Ist hiess
einmal angenommen, so ist die Anwendung leicht, und!
allererst müssen die Pflichten den Munizipalitatsn be--
stimmt werden — Nicht daß ich sie rmverbesserZch
halte, schlage ich hierüber folgende Grundsatze vor:
l. Jede Stadt und jedes Kirchspiel hat eine Muni-

zipalitàt.
s. Sie repräsentier alle Ei.wohner.
z.. Sie verwaltet Kirchen? Schul - Armen - Ban-j

guter u. dgl.
4. Sie -bestellt die Vormünder, und besorgt die Wal-

sengüter.
5. Sie nimmt den Vormündern die Rechnungen ab.
6. Sie besorgt die innere Polizei.
7. Sie wird unmittelbar vom Volke gewählt.
8. Jeder Schweizerbürger ist stimmfähig dazu,
y. Die Zahl der Beisitzer
10. Schreiber und Weibel werden vom Volk erwählt.
12. Sie wird alle Maimonat erneuert. Die Abgehen-

den können wieder gewählt werden.
12. Der die meisten Stimmen hat, ist Präsident.

Um dem Volke nicht gar zu viel vor die Augen
zu machen, müssen wir das Alte so gut möglich bei-
behalten — Daß man nicht auf jedes Kirchspiel einen
Friedensrichter sezt, wird den Lokalgeist schon zerstö-
ren. Nicht daß ich glaube, ich habe es ganz getrof-
fen, wünsche ich, daß man nwinen Vorschlag artikel-
weise behandle; ich würde mich gerne berichten lassen.

Rell stab kann dem Rapport auch nicht ganz bei-
stimmen, weil er die Verwaltung nur den Ortsbür-
gern allein zugesteht. Er begehrt, daß Schlmnpfs
Vorschlag behandelt werde.

Cartier sagt: Man muß Gemeind- und Bür-
gergut von ckiander unterscheiden; ersteres sollen die
Munizipalitaten verwalten; über das zweite kann man
mchts vorschreiben; eine Commission wird über deren
Verthcilung berichten. Ich begehre daher, daß dieser
Grunds«; an di. Commission gewiesen werde, und daß
sie einen neuen Rapport darnach verfasse.

Secretan sagt: Gewiß ist es'kränkend für
eine Commission, die mit vieler Mühe arbeitete, WM»
nach der Arbeit, und — was wunderbar ist — nach-
dem die Versammlung das Ganze beinahe einmüthiS
und ohne Discussionen annahm, man wieder über die
Grundsätze anfangt. — Jeder redet nach seiner Gegend;
und wenn indessen Schlumpf den Rapport liest, -si»

wird er finden, daß er genau seine Meinung nur m
andern Worten enthält; das ganze Volk soll die Mu-
nizipalitäten unmittelbar erwählen; sie allein habe»
alle Autorität über die Pclizei. Ueber die Verwaltung
der Gemeindgüter ist es ein blosser Wortstreit. Er
sagt, sie sollen von den Familien, dm Corporations»
besorgt werden; und das sind eben oie Drtsbürger.
Die Frage kommt auf das zurük: Wollt ihr Corpo-
rationen, die die wichtigsten Güte? besitze», keine Re-
gcln für die Verwaltung festsetzen? — Die Munizipa-
litâten nach Kirchspielen findì ich nicht für.gut; 'was
geht uns hier das Geistliche an, und in einem Kirch-
spiel hat es zehn, in einem andemckausend Familien.
Von dem Unterschied, den Cartier zwischen Gemeind-
und Bürgergnt macht, verstehen wirLemaner und viele
andere nichts; vermuthlich mag Bürgergut das seyn,
welches sie vertheilen und damit machen können was
sie wollen; dieß ist aber ganz Privatgut. — Kurz,
haben die Hintersassen Antheil an einem Gut, so wird
es die Munizipalitàt verwalten; haben sie aber keinen,
so müssen es die Miteigentümer, nennt sie dann,
wie ihr wollt, besorgen lasten. — Sollen die Muni-
zipalitàten verwalteil was sie wollen sollen sie in jedem
Dorfe etwas anders seyn? — Nein! diesen die Ein-
heit zerstörenden Grundsa; werdet ihr nicht annehmen!
und wenn die Güter zu öffentlichen örtlichen Ausga-
ben angewandt würden, wird man mich nicht über-

zeugen, daß der Staat keinen Antheil daran habe;
und dsräm hat er auch Theil an der Verwaltung. —
Wenn ihr etwas einfacheres findet, als das: die Mu-
nizipalitat ill jeder Gemeinde wird von allen Bürger»
erwählt; die Miteigenthümer der Gemeindgüter wäh-
lcn ihre Verwalter: so gebt es an. — Eine Verwaltung
muß seyn; und damit sie einförmig sey, müßt ihr sie

bestimmen. — Die Umständlichkeiten für die Theilung
erforderte» unendlich mehr Arbeit als diese Einrich-
tung ; und wer soll die Theilung besorgen, wennkeine

Organisation, keine Vorgcsez.en da sind? — Bewach-
tet das Vaterland, die Gemeinden, in denen seit Mo-
naten keine Munizipalitaten find, und bedenkt den

Grundsa;, unsre G-seke sotten nicht nur für eine Ge-
meiside, einen Kanton sondern für ganz Heivetien
anwendbar seyn.

Iomini unwrstuzt das Gutachten und sagt, ihr
habt Kuhns Antrag verworfen, und man macht euch

hier einen viel fehlerhaftem. — In den Bergen hak

es gerade die größten Kirchspiele; und hingegen
kenne ich Gemeinden, die in z .Kirchspiele gehöre».

Bourgeois wünscht, daß man zwar beide
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Grundsätze annehme, sich fur einmal aber nur mit
der Anwendung des erstem beschäftige.

Carrard glaubt, man müsse die Sache so gut
als möglich machen, besser machen könne man jezt
m ht. Unmöglich tonne man aber, wie Bourgeois
wollte, die beiden Gegenstande trennen, weil sonst die
Munizipalitàèen die Güter verwalten würden, wahrend
die Frage ist, wer sie verwalten soll. Bourgeois
stimmt Carrard bei.

Gchlumps findet der Rapport sey immer zu
unbestimmt; die Gemeinde müsse naher bezeichnet
werden, weit man doch nicht jedem Dörfchen von
zwanzig Burgern eine Munizipalitat werde geben wob
îcn; er wünscht, daß man für einmal nur bei den po-
litischen Mumzipalitaten bleibe, weiche allein Ansehen
haben sollen, und darum die Verwaltungen nicht mit
ihnen im gleichen Rapport vermische.

Kühn: Ich sehe in jeder Eintheilnng grosse
Schwierigkeiten; die Kirchspiê sind durchaus nichts
politisches, und die Gemeinden sind sehr verschieden;
in einigen Orten sind es Gerichte, Kirchspiele, an an--
dem einige beisammen stehende Häuser, die Gemein-
den heißen. Die Pflichten der Mumzipalitaten sind
im kleinen, was die der Verwaltungskamm-rn im
grossen; die Verwaltungspolizei; und da es auch
Sicherheitspolizei giebt, welche aber nur den Gerich-
ten zukommt, kann im Artikel nicht daß bloße Wort
P olize i stehen. Man sagt, daß Gemeindgurcr seyen,
die zur Bestreitung der allgemeinen Bedurfnisse bc-
stimmt sind; es giebt aber auch solche, die i) dazu
bestimmt, und doch das Eigenthum der Bürger waren,
weil die Hinterfüßen kein Recht daran hatten; 2) die
der geschloßncn Gesellschaften, von denen der Genuß
der einen an das Bürgerrecht gebunden ist; die an-
dem gehören den Güterbesitzern, und waren an den
Besiz derselben geknüpft; andre hiengen von gewissen
personlichen Verhältnissen ab, so die Zunftgü.cr. End-
lich giebt es auch Gemeinden, wo die Güter nur den
alten Bürgern gehören. Auf alle diese Falle müssen
wir Rüksicht nehmen. Und um den gehaffigen Unter-
schied unter Bürgern und Nichtbürgem aufzuheben,
wünsche ich, daß es im ersten § Heisse: eine a lige-
meine Versammlung alter Bürger ohne
Ausnahme: und im zweiten: aller Antheilha-
bcr oder Eigenthümer eines Gemeindgurs.
Es können auch in einer Gemeinde Güter vcrschiedner
Art seyn; dann aber hat jede ihre eigne Verwaltung.
Aus dem gleichen Grunde möchte ich auch ein andres
Wort für Gemeindskammer. Ihr werdet dadurch bc-

zwecken, daß allen Bürgern das aktive Bürgerrecht
zukommt, und das völlige Eigenthum erhalten wird.

Custor unterstüzt Bourgeois, aus Furcht der-

Henat verwerfe sonst wieder den Beschluß. Er will
leinen Unterschied zwischen Gemeind, und Bürgergü-
kern machen; die, welche nicht allen Bürgern gehören,
seyen inmrer Privatgüter. Die. Eintheilnng nach den

Kirchspielen unterstüzt er, mit dem Beisaz, daß wo
icht hundert Bürger seyen, sie sich mit den nächsten

vereinigen: die Bezirke waren mit dew Zeit leichter
auszudehnen. In jedem Falle begehrt er, daß das
Vormundschaftswesen den Mumzipalitaten übertragen
werde, weil der nächste Aufseher immer der beste ist.
Das beste aber, glaubt er, ware wann die Commis-
sion den Rapport noch besser ausarbeitete, und ihr
Kühn und Schlumps zugegeben würden.

Lacoste unterstüzt den Rapport; nur möchte er
beisetzen, daß die Munizipalitatsglieder nicht Mitglie-
der bcr Gemeindskammer seyn können, und daß sie
beim Austritt Rechnung ablegen sollen.

Hub er folgt Secrctan; nur sey die Redaktion
uneigentlich. Auf Cusivrs Bemerkung antwortet er,
die Munizipalitaten seyen nicht von dem Vormund-
schaftswesen ausgeschlossen; nur bei Streitigkeiten ge-
höre es vor die Gerichte; und mit Lacoste ist er ganz
entgegengesezter Meinung, weil man nicht hinlänglich
Leute finden würde; »nd wenn er als Airtheilhaber
eines Eigenthums seine Stimme gebe, könne man ihm
gar nichts darüber vorschreiben; auch sehe er keinen
Grund dawider. Am allerwenigsten möchte er die
Rükweisung, neue Glieder, einen neuen Rapport, neue
Vorschlage! und die Sache sey dringend

Gmür möchte auf jede Urversammlung eine
Munizipalitat; und untcrsiuzt übrigens die Grundsätze.

S ch lumps sagt, man mag jezt debattieren so
lange man will, so kommt es auf folgende Fragen
hinaus, die zuerst bestimmt werden Müssen: Was ist
eine Gemeinde? wie soll sie heißen? wie groß soll sie
seyn? Was iß eine Munizipalitat? soll sie Scyul- und
Armenguter:c. verwaltend und ich wiederhole, daß
man doch nicht die Gemcindgiiter mit den Munizipa-
litaten vermenge; sie gehen einander gar nichts an.

Rellftab untcrstuzt Kuhns Redaktion des ersten
Artikels; den zweiten mochte er vertagen; und im er-
sten statt Gemeinde Kirchgemeinde setzen.

Weber halt den Rapport fur sehr gelehrt, und
ganz nach dem Muster der französischen Constitution
das Volk aber zu einfach und natürlich dafür. Die
grvsie Verwirrung entstehe aus der Vermischung der
beiden Gegenstande. Er stimmt für die Zurükweisung
an die Commission,- daß ihr Schlunrpf bcigcgeben
werde, und daß sie zuerst über die Bürgerrechte und
über Staats- und Geincindgut rapportiere.

Kühn unterstuzt Weber über den zweiten Artikel;
wünscht aber, daß der erste festgefezt, und der Grund-
saz angenommen werde, es soll in jeder Gemeinde
eine Munizipalitat seyn; bei Streitigkeiten sollen die
Berwalttmaskammem entscheiden, welche Gemeinden
gelten sollen.

Weber, Tab in und Angspurger stimmen
Kühn bei. Graf auch, nur möchte er bestimmen
jede Gemeinde die eine Urvcrsanvnlung bildet. Blatt-
mann folgt.
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Grafen ri ed sagt, ich füg» Webers Motisn
noch bei. daß vor Bestimmung ver Vorfragen man
bestimme? wer Straßen, Brücken, Damme :c. erhalte
und unter wessen Administration es geschehe; wer die

Schulen und Armen, so wie ihre Gâter besorgen soll?
Können die Genieindgüter getheilt werden, und wie
wann sie nicht einig werden können? Denn aber wird
es leicht seyn, die Hauptsache seibsi zu entscheiden,
ich begehre eine Commission darüber.

Iomini unterstüzl den Rapport, und dringt auf
Beschleunigung.

Sterki glaubt die Familiengüttr sollten ganz
frei gegeben werden, ohne ihre Verwaltung zu bestimm

men; und das Vermundschastsweftn den Munizipali-
täten übertragen werden.

Nüce «innert wie äusserst dringend die Sache
sey, und beschwert die Versammlung im Namen Gob
tcs und des Vaterlands die Arbeit zu beschleunigen.

Zimmcrmann unterstüzt Nüce und sagt: Ich
kann nicht begreifen, daß man sich über diese so ein-
fache Sache nicht verstehen kann. Viele Gemeinden
haben Güter; andre nicht. Jezt kann man sie nicht
theilen; wie sollte es ohne Unterbeanue geschehn? da-
rin, glaube ich, seyen wir einig. Man will zuerst wis-
sen, was Staats- und Gemeindgut sey. Wenn es
für einmal nur besorgt wird. Wir müssen zuerst von
einer organisirten Verwaltung wissen, wie es damit
beschaffen ist. Die cigcmliche Frage ist jezt, auswel-
chen Fuß sollen die Mnnizipaiüättn erwählt werden?
Wir sind einig, jeder Staatsbürger hat das Recht'
dazu. Nun muß zugleich die Frage erörtert wer-
den, wer die Gemeindgüttr verwalten soll. Die Mu-
nizixalitäten sind für den ganzen Staat; und was nur'
die Ancheilhaber angeht, wird von einer Verwaltung
besorgt, die sie bestellen. Der Rapport sondert die
Gegenstände so gut als möglich; man lasse sich nur
nicht verwirren. Secret an unterstüzt Zimmcrmann
und Nüce, und kann nicht begreifen weh« heute der
Anstoß komme, da das Prinzip schon hundertmal an-
genommen worden sey.

Weber bleibt dabei, daß verschiedene Sachen
ganz verschieden behandelt werden müssen. Die Com-
Mission selbst sage es, und doch werfe sie die Sachen
unter einander. Ich begehre, daß man zuerst nur
bei Errichtung und Bestimmung der Munizipalitaten
bleibe.

Die Grundsatze werden zulezt beinahe einhellig
nach Kühn s Redaktion angenommen.

Der Rapport der Commission über die Bittschrift
des B. Dominik Brünisholz von Freiburg wird
zum zweitenmal verlesen.

Nüce: Wenn gleich die Kommission das Recht
der Natur und des Bluts nicht vorgelegt hat, so ist
es m unsre Herzen eingeprägt. Was ist der Betrag
des Drittels, den der unnatürliche Vater seinem Sohn
wegnahm, um neue Regenten zu ziehn? 20,000 Thir.

und den armen Cvh», der vor Gott und Welt berechn

tigt ist, sie zurük zu fordern, denn nichts geht über die
Traktaten der Natur, will man mit >8 Louisd'vr ab-
speisen. Ich begehre, daß sie wenigstens in So ver-
wandelt werden.

Iomini begehrt, daß ihm der ganze Zins aus-
bezahlt werde.

Hub er unterstüzt Iomini; möchte aber im Con-
sidérant beifügen: in so fern keine ehelichen
Kinder da sind: denn ohne diese Bedingung könnte
es zu weit führen; und wir sind es den Silken schul-
dig; dann aber folge durchaus, daß ihm der ganze
Zins, wo nicht das Kapital gehöre.

Nüce unterstüzt Iomini.
Carmintran sagt, die Gründe der Commission

waren diese: der Bittsteller habe als Armer Anspruch
auf einen Theil der Verlassenschaft seines Vaters.
Zweitens: da der Zwek-des einen Drittels unmöglich
zu erfüllen geworden, habe er unwidersprechlich An-
spruch darauf; und endlich sey der Petitionär unschul
dig an dem Fehler, der ihn an das Licht brachte. Die
Kommission wollte aber nicht zu weit gehn, und
schlug darum das wenigste vor, das sie konnte. Ich
unterstütze Huber.

Kühn fühlt, daß er diesen Augenblik nicht als
Mensch, sondern als Gesezgcber handeln müsse. Die
Commission schlage einen ganz falschen Weg ein; sie

disponiere über ein Gut, das noch Privateigenthun:,
und folglich heilig sey. Sie sollte zuerst untersuchen,
ob es, da es seine Bestimmung verlor, an den Staat
zurükfalle; erst dann könne darüber verfügt werden.
Er stimmt zur Zurukweisivg an die CommWon.

Anderwerth: Nach den strengsten Grundsätzen
hätte man ihn an den Richter weisen sollen. Da es
aber schon zo Jahre her ist, ist es zu spät; und da-
rum schlug die Commission einen Mittelweg ein.
Sie gieng von dem Grundsaz aus, dies« Drittel sey

Staatsgut geworden, da wir nun alle Patrizier sind.
(Man lacht.) Ich bin zufrieden, wenn mau ihm
gerne etwas mehrers giebt.

Beutier unterstüzt Kühn, Capani und Iomini.
Weber glaubt auch weil das Testament unaus-

führbar geworden sey, gehöre das Eigenthum der Na-
tion, die es aber dem Sohn gewiß nicht wegnehmen
wollte. Auch er wünscht eine andre Redaktion der

Einleitung.
Carrard glaubt alle Glieder seyen von den glei-

chen Gefühlen belebt, man müsse aber auf dem ge-
sezmäßigen Wege bleiben; zuerst müßte es National-
gut erklart werde»; und um dann dem Petitionär zu
entsprechen, sey eine Einladung vom Direktorium nö-

thig: Er stimmt für die Zurükweisung an die Com-
mission. ^

Hub er besteht auf seiner Meinung, und kann

nicht begreifen, wie diese einfache Sache durch Wen
düngen habe erschwert werden können. — Das Patri-



M sey gestürzt, und folglich fasse dieses Drittel an
den Eraat; das wolle er sich aber verketten haben,
daß die Helvezier jezt alle Patrizier seien. Secretan
folgt, man woge es betrachten von welcher Seite man
wolle, so sey es Staatsgut.

Man geht zrm Abstimmen; und der Rappert
Wird an die Commission zurükgewiesen.

Der Commission über die Errichtung eines allges
meinen Tagblattes wird aufgetragen, künftigen Dom
nerstsg zu rapportiren.

Senat, 5. November.
Präsident: Vertheilet.

Muret und Crauer berichten im Namen der
Ccmmission über Fehenden und Feodalabgaben; dies
selbe hat in dem Beschlusse des gr. Rathes vcrschies
dene Redaktionsfehler, Abweichungen des französis.
schcn vom deutschen Text gefunden, die ihr die weis
tcre Prüfung unmöglich machten; sie räth darum dem
Senat die Verwerfung des Beschlusses wegen Redacs
tjonsfehlern an, in der Hoffnung der gr. Rath werde
denselben ungesäumt von diesen Fehlern ledig, zurüks
senden. Muret fügt hinzu, vielleicht werde dcrBes
schluß selbst auch dahin abgeändert werden, daß er
für den Güterbesitzer vortheilhafter erscheine. Usteri
verlangt einfache Zurüksendung sogleich wahrend der
Sitzung, damit die Rcdaktionsfthler, die einzig der
Canzlei des gr. Rathes zur Last fallen, auch sogleich
verbessert und der Befthluß noch heute an den Genw
zurükkomme, so daß die Commission desselben dennoch
auf den bestimmten Tag ihren Bericht vorlegen könne.
F à slin ist gleicher Meinung und findet ausser den
von der Commission gerügten, noch einen neuen Res
daktionsfehlcr in dem Beschluß.

Lafl schere hätte gewünscht den Commission«!-
bericht über den Beschluß selbst, heute anzuhören;
da nun aber der Brschluß an den gr. Rath znrük-
kommt, und dieser also damit Veränderungen vornehs
men kann, so wünscht er, daß die Connnission de?

Senats derjenigen des gr. R. ihre Bemerkungen über
den Beschluß selbst mittheile.

Usteri findet dieses Verlangen in jeder Rükstckn

unthunlich; erstens hat die Commission noch gar keine

Bemerkungen über den Beschluß selbst gemacht; eins

zelne Mitglieder derselben chaben dieses wohl gethan,
andere aber haben ihre Meinung noch gar nicht vors
getragen, und die Commission hat sich noch zu gar
keinen Bemerkungen vereinigt. Aber auch ohne dieß
kaun der Senat unmöglich eine Commission beanftras
gen oder bevollmächtigen, Bemerkungen die er nicht
kennt,' einer Commission des grossen Raths mît-
zutheilen; natürlich müßte der gr. Rath dieselben für
Winke, die ihm vom Senat herkamen, ansehen, und
welcher gefährliche Einfluß würde dadurch nicht den
Commissionen eingeräumt werden,

Fornerod ist ganz gleicher Meinung.
Die Rükfendung wegen Redaktjonsfthlern wird

beschlossen.
Ein Beschluß, der dem Bureau des grossen Ras

thes 3000 Franken bewilligt, wird zum zweitenmal
verlesen und angenommen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Kleine Schriften.
3Z. Von dem Einflüsse der Staatsrevolus

tion auf christlichen Lehrberuf und
Lehrstand. Der Asketischen Gesell--
schaft vorgelesen von Joh. Georg
Schnltheß, Diakon am g r 0 ssc n M û n si e r
in Znrich. Iürich b. Geßn er 1793. 5 Bogen.
Diese kleine Schrift ist wohl an Gehalt die reichste,

welche bisher erschienen ist. Der Vf. durchgeht mit
der liebenswürdigsten Mässigung, mit edlem Ernst
und gründlicher Bündigkeit die Wirkungen, welche die
Revolution auf den Beruf und den Einfluß der Geists
lichen hatte. Er stellt unbefangen dar, was sie bes

sonders für die Fürcherische Geistlichkeit Er freu lis
ches hervorbrachte, wie andere ihrer Folgen für sie

gleichgültig seyn sollen, z. B. Abschaffung von
aussern Auszeichnungen, Vereinfachung der Amtstracht
n. s. w. und endlich breitet er sich weitläufig über die
beso r g U ch en Folgen für Religiosität aus. In
dieser Darstellung werden die Vcrurtheile und Eins
würfe der Religjsnsgeguer nicht seicht abgefertigt,
sondern die ruhigste Prüfung wird vorgenommen.
Die Lehrer der christlichen Religion finden hm die
schönste Apologie ihres Berufs, und ein Muster,
wie sie die Würde desselben durch M Mgüng, Wahr-
heitsliebe, bescheidene Freimüthigkeit, Menschenkennts
uiß, Vaterlandsliebe, und humane Gelehrsamkeit rechts
fertigen können. Rührend sind seine Aussodeeungen
an die Geistlichen zu unermndettr und uneigennütziger
Thätigkeit. Er las diese Abhandlung in Z Abschnits
ttn einer Gesellschaft vor, die, so wie sie bisher für
Belehrung und Veredlung, ihrer Mitbürger unermüdet
war, auch jezt zu beweise» scheint, daß sie durch
keine Stosse der Zeit, durch kein Mißtraue», leine
ànffêrn Hindernisse abgebracht werden kenne von der
Bahn des aufgeklarten und aufklarenden Patriotismus.
Der Verf. eröffnet, seinen Ailttsbrüoern eine Quelle
der Beruhigung, indem er sie zu einem edle» Selbst?
gefühl aufruft.

Die Shrift ist dem D. Erziehungsmmister Stas
pftr gewidmet- Man kann diese Zueignung ansehen
als eine Hiuweisung der Geistlichen nach dem wahren
Mittelpunkt, von dem aus Zusammenhang und bürs

gerliche Zwekmässigkeit in ihre Verufsgeschäfte komme»

M
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